Tagungsbericht





Wir wollen endlich Taten sehen! 


Was können Frauen von Beijing+10 und den Millenniums-Entwicklungszielen erwarten?





Für die Frauen ist 2005 ein Jahr zum Feiern, zur Rückschau und zum Kräftesammeln, erklärte die österreichische Universitätslektorin und Frauenforscherin Brita Neuhold bei der Tagung „Wir wollen endlich Taten sehen!“, die am 21. Februar 2005 von WIDE, dem Netzwerk Women in Development Europe, in der Arbeiterkammer Wien veranstaltet wurde. Zehn Jahre nach der vierten Weltfrauen�konferenz sollte die Tagung Bilanz ziehen über das bisher Erreichte und Nicht-Errichte. „Was können Frauen von Beijing+10 und den [von der UNO vor fünf Jahren angenommenen] Millenni�ums-Entwicklungszielen erwarten?“, lautete die Grundfrage der WIDE-Tagung. Statt einer fünften Weltfrauenkonferenz findet vom 28. Februar bis 11. März 2005 lediglich eine Sondersitzung der Frauenstatuskommission der Vereinten Nationen mit dem Titel “Beijing+10” in New York statt. 





Zu feiern gibt es gleich mehrere Jubiläen. So wurde vor 60 Jahren die Charta der Vereinten Nationen angenommen, die ein klares Bekenntnis zur Gleichheit von Frauen und Männern sowie ein Diskriminierungsverbot aufgrund des Geschlechts enthält. 30 Jahre später wurde 1975 zum Internationalen Jahr der Frau ausgerufen und fand in Mexiko-Stadt die erste Weltfrauenkonferenz statt. Auf diese folgte dann von 1976-1985 das von der UNO ausgerufene Weltfrauenjahrzehnt, in dem, wie Brita Neuhold es formulierte, die Frauen „einen großen Sprung nach vorne“ machen konnten. Vor zehn Jahren wurde – nach den Frauenkonferenzen von Kopenhagen 1980 und Nairobi 1985 – im Jahr 1995 in der chinesischen Hauptstadt Beijing die 4. Weltfrauenkonferenz abgehalten, ein, so Neuhold, „Feuerwerk an weiblicher Kreativität und Frauenpower.“ In Beijing wurde die so genannte Aktionsplattform angenommen, ein bahn brechendes Dokument, in dem es nicht mehr nur um Frauenförderung geht, sondern der Weg zu Gendergerechtigkeit vorgezeichnet wird. 





Erreicht worden ist in diesen 60 Jahren sehr vieles, betonte Brita Neuhold in ihrer Rückschau und würdigte die bedeutende Rolle der 1946 geschaffenen UN-Frauenstatuskommission bei der Veran�kerung von Frauenrechten. Von besonderer Tragweite erwies sich das UN-Weltfrauenjahrzehnt, in dem 1979 CEDAW, die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, von der UNO verabschiedet wurde. Neuhold und mit ihr viele andere Expertinnen bezeichnen CEDAW als „die Magna Charta der Frauenrechte“ und „wichtiges Instrument zur Herstellung nicht nur von de iure, sondern von de facto Gleichheit“.


In Österreich hatte das Weltfrauenjahrzehnt laut Neuhold „bahnbrechende Wirkung“. Neuhold verwies insbesondere auf die Familienrechtsreform, die einen Umbruch von der Hausfrauenehe zur Partnerschaftsehe bewirkte.





Selbstverständlich gab es in der internationalen Frauenbewegung in dieser Zeit auch heftige Kontroversen. Vor allem der Begriff Feminismus war lange äußerst umstritten, wobei auch die geopolitischen Verhältnisse wie der Ost-West- und der Nord-Süd-Konflikt eine Rolle spielten. Zwei Ereignisse nannte Neuhold als symbolisch für den Stimmungswandel, der zwischen der ersten Weltfrauenkonferenz in Mexiko und der dritten in Nairobi stattfand. In Mexiko drangen Klein�bäuerinnen und Arbeiterinnen in die offizielle Konferenz ein und warfen den Delegierten vor, sie verstünden gar nichts von Frauenfragen. Nach Nairobi kamen Busse voller Frauen vom Land, die die Konferenz als die ihre zelebrierten.


Bereits in Nairobi wurde die Abhaltung einer vierten Weltfrauenkonferenz vereinbart. Bei dieser Konferenz in Beijing konnten dann auch noch große Fortschritte erzielt werden, insbesondere gab es wichtige Aussagen zu Gewalt gegen Frauen, zu den Rechten von Mädchen, zur Anerkennung der sexuellen und reproduktiven Rechte sowie zum Erbrecht von Frauen und Mädchen. Doch seither hat sich das Klima sehr verhärtet. Bei der Überprüfungskonferenz “Beijing+5” im Jahr 2000 in New York standen die konservativen und progressiven Fronten einander starr gegenüber und sorgten die drei Themenbereiche Frau und Familie, reproduktive Rechte sowie Gewalt gegen Frauen für Zündstoff. „Das Gerüst von Beijing konnte gerettet werden“, erklärte Brita Neuhold, an Fortschritte aber war nicht zu denken. Eine fünfte Weltfrauenkonferenz findet in diesem Jahr unter anderem auch deswegen nicht statt, da, so Neuhold, die Sorge bestehe, dass selbst dieses Gerüst nicht zu retten wäre. Neuhold zitierte die renommierte indische Feministin Devaki Jain, die die neuen religiös-fundamentalistischen Kreuzzüge beklagt, aber auch die Zersplitterung der internationalen und nationalen Frauenbewegungen mit Bedauern verfolgt. 





Dass “Beijing+10” lediglich im Rahmen einer UNO-Kommission abgehandelt werde, könne Neuhold zufolge nur „als Hohn empfunden werden“. Noch dazu werde “Beijing +10” überschattet von der für Herbst 2005 geplanten Überprüfungskonferenz der Millenniumsziele. Die Zivilgesell�schaft aber ist nicht bereit, klein bei zugeben. Mehr als 7000 Nichtregierungsorganisationen (NGOs) haben ihre Teilnahme an “Beijing +10” angemeldet, wo diesmal ein Schwerpunkt auf das Thema Armut gelegt werden soll. Als zentrales Ziel für New York erklärte Neuhold, dass „die Aktionsplattform und CEDAW voll bestätigt“ werden und sich die Staaten zu deren Umsetzung bekennen. In mehreren Vorbereitungstreffen wurde allerdings bereits die Opposition der USA zu vielen in UNO-Dokumenten verankerten Frauenrechten klar.





CEDAW, die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, ist ein rechtlich verbindliches Dokument, während die Aktionsplattform nicht rechtlich bindend ist, erklärte die deutsche Frauenrechtsexpertin Hanna-Beate Schöpp-Schilling, die seit 1989 als Sachverständige im CEDAW-Ausschuss der UNO sitzt. Jeder Staat, der CEDAW ratifiziert, verpflichtet sich damit, auf drei Ebenen aktiv zu werden. Zunächst gilt es, entsprechende nationale Gesetze zu erlassen respektive bestehende zu revidieren; dann müssen Programme für die materielle, also tatsächliche Gleichstellung der Frau lanciert werden; und drittens ist es nötig, sich die Strukturen, innerhalb derer die traditionelle Diskriminierung und stereotype Rollenbilder angesiedelt sind, anzusehen und zu verändern. 





„Man kann mit CEDAW sehr kreativ arbeiten, um Frauenrechte durchzusetzen“, betonte Schöpp-Schilling. Die in Artikel 1 von CEDAW verankerte Definition des Diskriminierungstatbestandes „öffnet sich neueren Entwicklungen; das ist das Gute an CEDAW“. Als Beispiel führte Schöpp-Schilling den Tatbestand der Gewalt gegen Frauen an, „der 1979 überhaupt noch nicht auf der internationalen Bewusstseinsebene angekommen” war, der aber nun problemlos unter Artikel 1 inkludiert werden kann. Schöpp-Schilling verwies auch auf die Bedeutung des 1999 verabschie�deten und 2000 in Kraft getretenen Fakultativprotokolls zu CEDAW, das den Weg für Individual- und Gruppenbeschwerden frei macht. 





179 Staaten haben derzeit (Stand 21.2.2005) CEDAW ratifiziert, nicht darunter befinden sich die USA, Iran, Sudan, Somalia und eine Reihe kleinerer Staaten. Als problematisch erweist sich freilich das Berichtsystem, demzufolge Staaten, die CEDAW ratifiziert haben, regelmäßige Berichte über die von ihnen gesetzten Schritte zur Gleichstellung der Frau vorlegen sollen. NGOs, mit denen die UNO die Zusammenarbeit stark intensiviert hat, liefern ihrerseits Schattenberichte zu den Regierungsberichten. Doch der Arbeitsaufwand infolge des Berichtsystems ist groß. Zugleich kann der zuständige CEDAW-Ausschuss keine Sanktionen gegen Staaten verhängen, sondern lediglich Empfehlungen abgeben. Eine österreichische NGO-Vertreterin bei der WIDE-Tagung äußerte ihre Empörung darüber, „wie laissez-faire“ die hiesige Bundesregierung mit den UN-Empfehlungen und Kommentaren zu CEDAW und deren Umsetzung umgehe.





Die Rechte von Frauen können nur im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung verwirklicht werden, erklärte die dritte Referentin der WIDE-Tagung, Gemma Adaba, Vertreterin des Interna�tionalen Gewerkschaftsbundes bei den Vereinten Nationen in New York. „Wie geht es Frauen in der globalen Wirtschaft?“, fragte Adaba und gab in ihrer Antwort keinen Anlass zu Optimismus: „Die Aussichten sind nicht sehr gut, und nichts geschieht zu ihrer Verbesserung“. 550 Millionen Menschen zählt die ILO, die Internationale Arbeitsorganisation, derzeit zu den “working poor”, jenen Menschen also, die trotz beruflicher Tätigkeit in Armut leben und weniger als einen Dollar am Tag verdienen. Mehr als 60 Prozent davon, insgesamt 330 Millionen Personen, sind Frauen. Dabei ist die Bekämpfung von Armut und insbesondere der Feminisierung von Armut eine zentrale Ver�pflichtung, die den Staaten aus CEDAW, der Aktionsplattform von Beijing sowie den Millenniums-Entwicklungszielen erwächst. 





Eine nachhaltige Entwicklung ist, so Gemma Adaba, „menschenfreundlich, gender-zentriert, schafft würdige Arbeitsplätze und ist umweltfreundlich“. Doch solch eine Entwicklung findet heute nicht statt. Im Gegenteil. Frauen werden beim Zugang zu sauberem Wasser, Gesundheit, Bildung, Arbeitsplätzen, Land und vielem mehr marginalisiert. Immer mehr Frauen arbeiten weltweit in prekären Arbeitsverhältnissen ohne würdigen Lohn und soziale Absicherung. 





Während ILO-Studien aus den 1970er Jahren noch davon ausgingen, dass die informelle Wirt�schaft lediglich ein temporäres Phänomen sein würde, steht heute fest: Die informelle Wirtschaft, in der in manchen afrikanischen Staaten 80 Prozent und in Indien gar mehr als 90 Prozent der Erwerbstätigen aktiv sind, wächst weiter. Zugleich steigt die Zahl der Sonderwirtschaftszonen. In den dort für den Export produzierenden Fabriken arbeiten mehrheitlich Frauen, deren Menschen�rechte mit Füßen getreten werden. Die Zivilgesellschaft und insbesondere die Frauen rief Gemma Adaba dazu auf, systemische Analysen zu erstellen, auf die soziale Verantwortung von Unterneh�men zu pochen und sich im Rahmen der beim jüngsten Weltsozialforum in Porto Alegre beschlos�senen globalen Kampagne gegen die Armut zu engagieren. 





„Ganz düster ist die Situation in der WTO (Welthandelsorganisation)“, konnte Brita Neuhold die Ausführungen von Gemma Adaba nur bestätigen. Bei der WTO gebe es weder auf dem Papier noch in der praktischen Arbeit das geringste Bekenntnis zu Gender, erklärte Neuhold anlässlich der Vorstellung des von ihr mitverfassten jüngsten WIDE-Berichts mit dem Titel „Frauenrechte auf dem Prüfstand. Entwicklungszusammenarbeit und Außenwirtschaftspolitik Österreichs aus der Perspektive internationaler Instrumente.“





Brigitte Voykowitsch








�PAGE  �3�














